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„Versicherheitlichung“ des Klimawandels? 
Die Konstruktion des Klimawandels als Sicherheitsbe-
drohung und ihre politischen Folgen 

Michael Brzoska / Angela Oels 

Einleitung 

In Wissenschaft, Politik und Medien wird der Klimawandel seit 2003 zuneh-
mend als Bedrohung für die nationale, internationale und menschliche Sicher-
heit dargestellt, mit einem vorläufigen Höhepunkt im Jahr 2007. Was bedeutet 
die Rede vom Klimawandel als Sicherheitsbedrohung? Welchen Wandel in 
der Art, wie mit dem Problem Klimawandel umgegangen werden soll, zeigt 
sie an? Welche politischen Folgen hat sie? Dieses Kapitel stellt drei verschie-
dene Theorien vor, mit denen die Verortung des Klimawandels als Sicher-
heitsbedrohung und die daraus entstehenden Folgen analysiert werden kön-
nen. Anhand dieser Theorien setzen wir uns mit der Frage auseinander, was 
die Konstruktion des Klimawandels als Sicherheitsproblem bedeutet und wel-
che politischen Wirkungen sie bereits hatte. Es geht in unserem Beitrag hin-
gegen nicht um die Frage, ob die aufgerufenen Sicherheitsbedrohungen empi-
risch haltbar sind oder nicht. Uns interessiert die politische Wirkmächtigkeit 
der diskursiven Konstruktion vom Klimawandel als Sicherheitsproblem – un-
abhängig von seiner empirischen Grundlage. Um das Ergebnis vorweg zu 
nehmen: Wir zeigen, dass weder drastischer Klimaschutz noch ein politischer 
Ausnahmezustand als Folge der „Versicherheitlichung“ des Klimawandels zu 
beobachten sind. Stattdessen stellen wir eine „Klimatisierung“ von vier Poli-
tikfeldern fest, die sicherheitsrelevant sind, nämlich der Entwicklungspolitik, 
der Verteidigungspolitik, der Migrationspolitik und des Katastrophenschutzes. 

Trotz dieses aktuellen, nicht unbedingt auch für die Zukunft gültigen Be-
fundes sollte die Rede vom Sicherheitsproblem Klimawandel nicht leichtfertig 
erfolgen, denn die Folgen könnten gravierend werden, und nicht notwendig 
im Sinne derjenigen sein, die sie führen. Sensibilität für die potentiellen Ge-
fahren der „Versicherheitlichung“ sollte eine zentrale Dimension für die Dis-
kussion über die Risiken des Klimawandels für Frieden und Sicherheit sein. 
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Die „Versicherheitlichung“ des Klimawandels 

Welche Akteure benennen Klimawandel als Sicherheitsbedrohung und in 
welcher Weise? Und welche Maßnahmen werden empfohlen, um diesem 
Problem zu begegnen? 

Auffällig ist, dass der Klimawandel in den letzten Jahrzehnten in sehr 
unterschiedlicher Weise und Intensität als Problem artikuliert worden ist, ge-
legentlich auch als Sicherheitsproblem. Aber seit etwa 2006 sind Sicherheit 
und Frieden von einem Randthema zu einem zentralen Thema des Diskurses 
über Klimawandel geworden (Brzoska 2009). Der Diskurs über Klimawandel 
als Sicherheitsbedrohung baut jedoch auf sehr viel älteren Diskursen über 
Umweltsicherheit und Umweltkonflikte auf, die Anfang der 1990er Jahre 
erstmals populär wurden. 

Der wissenschaftliche Diskurs 

Im Bereich der Wissenschaft machten unter anderem Thomas Homer-Dixon 
und Norman Myers Anfang der 1990er Jahre die These populär, dass es einen 
bedrohlichen Zusammenhang von Bevölkerungswachstum, Umweltzerstö-
rung, Ressourcenverknappung, Massenmigration und gewaltsamen Konflikten 
geben könnte (Homer-Dixon 1994, 1999; Myers 1995, 2002). Mit der zuneh-
menden Popularität des Klimathemas wurde diese These zwar auch auf den 
Klimawandel ausgedehnt, allerdings nur in Einzelfällen auf der Grundlage 
neuer, dezidiert auf Phänomene des Klimawandels zugeschnittener sozialwis-
senschaftlicher Forschung. 

Das änderte sich ab Mitte der 2000er Jahre. So erschienen in den Jahren 
2006 und 2007 die ersten Sonderhefte begutachteter Fachzeitschriften (Die 
Erde 137 (3)/2006, Political Geography 26/2007) zum Zusammenhang von 
Klimawandel und gewaltsamem Konflikt. Die dort publizierten Beiträge 
zeigten die Schwierigkeit auf, kausale Verbindungen zwischen modelliertem 
Klimawandel und Umweltveränderungen einerseits und zukünftigen Ent-
scheidungen von Menschen über Kooperation, Migration oder gewaltsamen 
Konflikt andererseits wissenschaftlich zu belegen (Nordas / Gleditsch 2007). 
Inzwischen hat sich die wissenschaftliche Debatte deutlich vertieft und ausdif-
ferenziert, wie sich auf Tagungen in Hamburg (2009) und Trondheim (2010) 
zeigte. Trotzdem bleiben die Ergebnisse vorläufig und umstritten, wie etwa 
die lebhafte Diskussion um eine im Herbst 2009 publizierte Studie (Burke et 
al. 2009) zeigt. Burke et al. stellen erstmals einen statistischen Zusammen-
hang zwischen einem Temperaturanstieg in den Ländern Afrikas und der Zahl 
von Bürgerkriegen auf der Basis statistischer Korrelationen her, allerdings nur 
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für bestimmte Zeitperioden (für die aktuelle Periode 2003-2008 findet sich 
keine Korrelation). 

Ein weiterer Strang der wissenschaftlichen Literatur untersucht den Kli-
mawandel als Bedrohung der menschlichen Sicherheit, so auch der Klimarat 
der UN (IPCC) implizit in seinem vierten Sachstandsbericht, dort vor allem 
im Regionalkapitel zu Afrika der Working Group II. In dieser Literatur wird 
die These vertreten, dass nachhaltige Entwicklung die einzig vertretbare Ant-
wort auf die Sicherheitsimplikationen des Klimawandels darstellt, da so so-
wohl bestehende Verwundbarkeiten reduziert werden können, als auch die 
Anpassungskapazität ausgebaut werden kann: „Thus building the capacity to 
adapt to climate change can help prevent or resolve climate-related conflicts 
and insecurity“ (Brown et al. 2007: 1150). Der IPCC wird sich in seinem 
nächsten Bericht (2014) erstmals mit Klimawandel als Bedrohung der 
menschlichen Sicherheit in einem eigenständigen Kapitel (Nr. 12) der Wor-
king Group II auseinandersetzen (IPCC 2009). In diesem Kapitel behandelt 
eine von zehn Unterüberschriften das Thema „Conflict“ und eine weitere 
„Migration and Population Displacement“. Vier weitere Kapitel der Working 
Group II stellen explizit Bezüge zu den Sicherheitsimplikationen des Klima-
wandels her (3, 9, 13, 19). 

Eine zweite Quelle von Wissen über den Zusammenhang von Klimawan-
del und Sicherheit stellen Studien dar, die von nationalen Regierungen, insbe-
sondere von ihren Umwelt-, Verteidigungs- und Außenministerien selber in 
Auftrag gegeben wurden. Dazu zählt beispielsweise die im Auftrag des U.S. 
Pentagons erstellte Scenario Planning Studie von Schwartz und Randall 
(2003), die für den Fall eines abrupten Klimawandels (hier eine Abkühlung in 
Nordamerika und Europa um 5 Grad) Ressourcenknappheit, Massenmigration 
und gewaltsame Konflikte bis hin zum Zusammenbruch der Zivilisation als 
Worst Case Scenario an die Wand malt. Dieses Szenario wurde in Filmen wie 
The Day after Tomorrow populär gemacht. Das 2007 erschienene Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirats Globale Umweltveränderungen (WBGU 
2007) im Auftrag des deutschen Umweltministeriums und des Ministeriums 
für Entwicklungszusammenarbeit kann weltweit als die erste umfassende wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit dem Zusammenhang von Klimawan-
del und Sicherheit gelten. Der auch in englischer Sprache publizierte und weit 
rezipierte Bericht arbeitet mit dem Konzept von menschlicher Verwundbar-
keit, unterstellt aber eine enge Beziehung mit traditionellen Perspektiven na-
tionaler Sicherheit, insbesondere über Ressourcenkonflikte, „schwache“ 
Staatlichkeit und Migration. Das Konzept der menschlichen Sicherheit wird 
vom WBGU explizit als unbrauchbar verworfen (WBGU 2008: 20f.). Die 
Unterkonzepte water security oder food security werden hingegen verwendet. 
Bei den Politikempfehlungen stehen – neben der Vermeidung von 
Klimawandel – entwicklungspolitische Maßnahmen zur Verminderung der 
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Vulnerabilität und Stärkung von Institutionen für Konfliktbearbeitung und -
lösung im Vordergrund. Außergewöhnlichen Maßnahmen im Sinne der Ko-
penhagener Schule, d.h. dem Umgehen bestehender Gesetze und demokrati-
scher Verfahren, bzw. der Einführung auf den relevanten Einzelfall zuge-
schnittener Gesetze und Entscheidungsverfahren, wird nicht das Wort geredet. 
Darüber hinaus wird ausdrücklich betont, dass militärische Maßnahmen als 
nicht geeignet angesehen werden. Auch für die Migration wird argumentiert, 
dass integrative Politiken notwendig seien. 

Der politische Diskurs 

Die Sicherheitsimplikationen des Klimawandels wurden insbesondere von 
Deutschland und England auf die internationale politische Agenda gesetzt. 
Deutschland gab während seiner EU Ratspräsidentschaft im Frühjahr 2007 
den Anstoß für eine EU-interne Auseinandersetzung mit dem Thema (siehe 
den Ratspräsidentschaftsbeschluss vom Juli 2007 [Council of the European 
Union 2007: 11]). Als Folge davon legten im März 2008 EU Kommissarin 
Benita Ferrero-Waldner und Chef-Diplomat Javier Solana den vom Europäi-
schen Rat angefragten Bericht „Klimawandel und internationale Sicherheit“ 
vor (Council of the European Union 2008a). In diesem Bericht wird Klima-
wandel nicht als Bedrohung an sich, sondern als „Bedrohungsmultiplikator“ 
dargestellt, der „bestehende Tendenzen, Spannungen und Instabilität noch 
verschlimmert“ (ebd.: 2), womit eine Argumentation des WBGU (2007) auf-
genommen wird. Der Bericht spannt dabei einen Bogen von besonders betrof-
fenen Regionen und Menschen (human security Ansatz) hin zu den geopo-
litischen Eigeninteressen der EU an einer präventiven Sicherheitspolitik. 
Handlungsbedarf wird vor allem im Bereich der europäischen Energiesicher-
heitspolitik und der Migrationspolitik gesehen. Die EU soll ihre Kapazitäten 
in den Bereichen Frühwarnung, Risikoanalyse und Konfliktprävention aus-
bauen, schnell auf humanitäre Katastrophen reagieren können und sich auf 
den Umgang mit Umweltflüchtlingen vorbereiten. Bei der im Dezember 2008 
fälligen Aussprache über die Umsetzung der Europäischen Sicherheitsstrate-
gie wurde jedoch keine Einigung über den Änderungsbedarf erzielt. Stattdes-
sen wurde nur darauf verwiesen, dass Klimawandel ja seit 2003 namentlich in 
dieser Strategie genannt sei, es Fortschritte im Bereich der Konfliktprävention 
und im Krisenmanagement gegeben habe und mehr internationale Koopera-
tion im Bereich der Risikoanalyse und der Frühwarnsysteme erforderlich sei 
(Council of the European Union 2008b: 5f.). 

Die britische Regierung nutzte ihren Vorsitz im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen (VN) im April 2007, um das Thema Klimawandel und Si-
cherheit auf die Tagesordnung einer Sitzung zu setzen, an der alle Mitglied-
staaten teilnehmen konnten. Dabei wurde Großbritannien von den westlichen 
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Industrieländern sowie von einigen Entwicklungsländern unterstützt, insbe-
sondere von durch den Klimawandel gefährdeten Insel- und Küstenstaaten. 
Die Mehrheit der Entwicklungsländer stellte auf dieser Sitzung am 17. April 
2007 jedoch fest, dass der Klimawandel und seine Sicherheitsimplikationen 
kein Thema für den Sicherheitsrat sei, sondern als Frage „nachhaltiger Ent-
wicklung“ in der Generalversammlung der VN oder im Rahmen der Klima-
rahmenkonvention verhandelt werden sollte (Detraz / Betsill 2009). Diese Po-
sition wurde auch von der Gruppe der G77 so vertreten. Mit ganz wenigen 
Ausnahmen wurde dabei nicht bezweifelt, dass der Klimawandel Auswirkun-
gen auf die menschliche Sicherheit im weitesten Sinne haben werde. Auch die 
Möglichkeit, dass es zu größeren Migrationsbewegungen und zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen kommen könnte, wurde von den meisten nicht ausge-
schlossen. Die Kritik richtete sich fast ausschließlich darauf, dass die Debatte 
im Sicherheitsrat stattfand, einem Gremium, in dem nach der Satzung der VN 
15 Staaten über Maßnahmen bei Gefährdungen und dem Bruch des interna-
tionalen Friedens und der internationalen Sicherheit beraten sollen. Eine sol-
che Situation konnten die Kritiker nicht erkennen. Einige, wie die Vertreterin 
Venezuelas, sahen darin den Versuch, imperiale Politik der großen westlichen 
Industrieländer zu legitimieren (UN Security Council 2007a,b). 

Insbesondere auf Druck von Insel- und Küstenstaaten forderte die Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen einen Bericht des Generalsekretärs 
über die Sicherheitsimplikationen des Klimawandels an, den Ban Ki-Moon 
am 22. September 2009 vorlegte (UN General Assembly 2009). Auch in die-
sem Bericht wird der Klimawandel als „Bedrohungsmultiplikator“ themati-
siert, der schon bestehende Gefahren verschärft (ebd.: 2). Der Bericht defi-
niert Sicherheit unter Rückgriff auf den Human Development Report des 
UNDP im Sinne menschlicher Sicherheit, vermeidet es jedoch, diesen Begriff 
explizit zu verwenden. Stattdessen wird von menschlicher Verwundbarkeit 
gesprochen. Es wird betont, dass die meisten Staaten menschliche Verwund-
barkeit als untrennbar mit nationaler Sicherheit verbunden betrachten. Wäh-
rend Vermeidung und Anpassung an die Folgen des Klimawandels kurz als 
wichtig diskutiert werden, widmet sich der Großteil des Berichts dem Hand-
lungsbedarf in vier weiteren Feldern. Im Bereich des Katastrophenschutzes 
wird angesichts steigender Zahlen zu erwartender extremer Wetterereignisse 
ein Ausbau der Kapazitäten für Katastrophenschutz und für humanitäre Ein-
sätze angemahnt (ebd.: 27). Im Bereich der Migrationspolitik fordert der Be-
richt die Entwicklung neuer Lösungen für möglicherweise staatenlos wer-
dende Inselflüchtlinge und die gezielte Umsiedlung und Steuerung von 
Migrationsströmen aus vom Klimawandel besonders gefährdeten Regionen 
(ebd.: 15-20). Im Bereich der Streitkräfte und der Entwicklungspolitik 
schließlich wird der Ausbau der Kapazitäten zur zivilen Konfliktprävention 
angemahnt (ebd.: 18). Insbesondere die „schwachen“ Staaten Afrikas werden 
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als Gefahrenquelle betrachtet, da ihre institutionellen Kapazitäten schnell von 
extremen Wetterereignissen und darauf folgenden Migrationsströmen über-
fordert seien (ebd.: 18). 

Stärker als in diesem dominanten Strang des Diskurses zu Klimawandel 
und Sicherheit, der mit einigen Abstufungen vorrangig mit der Bedrohung der 
Lebensverhältnisse von Menschen argumentiert, werden in einem anderen 
Strang Gewalt, Kriege und Gefahren der Migration in den Vordergrund der 
Argumentation gestellt. Die Konstruktion des Klimawandels als Bedrohung 
der nationalen Sicherheit war vor allem in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika dominant. Beispiele hierfür sind etwa der Bericht des Center for Naval 
Analysis (CNA), einer aus der US-Navy hervorgegangenen Beratungsinstitu-
tion, aus dem Jahre 2007 (CNA 2007). Hier werden Region für Region mögli-
che kriegerische Auseinandersetzungen der Zukunft geschildert, in Afrika wie 
um die Arktis. Allerdings wird aus dieser Argumentation nicht der Schluss 
gezogen, man müsse massiv gegen diese Gefahren aufrüsten. Im Gegenteil, 
gefordert werden vor allem Emissionsreduktionen. Allerdings streben auch 
die Generäle und Admiräle, die für die CNA-Studie stehen, den partiellen 
Umbau der Streitkräfte an, um besser für Einsätze in solchen Staaten gerüstet 
zu sein, in denen der Klimawandel zu „failing states“, humanitären Katastro-
phen und Terrorismus führen könnte. 

Die Folgen der Rede vom Klimawandel als 
Sicherheitsbedrohung 

Die beschriebene Artikulation des Klimawandels als Sicherheitsbedrohung 
kann – so die These der Theorieansätze der „Securitization“ – gewollte und 
ungewollte Folgen haben. Der nun folgende Teil blickt durch drei verschie-
dene theoretische Linsen auf die Konstruktion des Klimawandels als Sicher-
heitsbedrohung und arbeitet die politischen Folgen dieser Konstruktion 
heraus. Dabei sind Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den drei 
theoretischen Blickwinkeln feststellbar, die im Folgenden herausgearbeitet 
werden sollen. 

Der positivistisch-pluralistische Ansatz: 
Die Rede von der Sicherheit ist nützlich, weil sie Aufmerksamkeit 
und Ressourcen mobilisiert 

Aus Sicht des positivistisch-pluralistischen Ansatzes ist die Beschwörung des 
Klimawandels als Sicherheitsbedrohung der Versuch, höchste politische Prio-
rität für dieses Thema herzustellen. Dieser Ansatz ist positivistisch insofern, 
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als davon ausgegangen wird, dass die Verbalisierung des Risikos direkt zu 
den gewünschten Maßnahmen führen wird. Dass Versicherheitlichung zu au-
ßergewöhnlichen Maßnahmen führt, wird als schlüssig in Bezug auf das je-
weilige Risiko angesehen. Unter außergewöhnlichen Maßnahmen wird hier 
ein massives Aufgebot staatlicher Intervention verstanden, das unter normalen 
Umständen in diesem Politikfeld nicht denkbar wäre. Die Rettungspakete für 
die Banken in den Jahren 2008/2009 sind ein gutes Beispiel für solche Maß-
nahmen. Pluralistisch ist der Ansatz, weil Sicherheit als Kampfbegriff im po-
litischen Wettbewerb angesehen wird. Die Platzierung eines Problemfeldes 
als Sicherheitsproblem führt zu Vorteilen im politischen Wettbewerb. Es 
erhöht die Chancen des Zugriffs auf Ressourcen aller Art, von Medienauf-
merksamkeit bis hin zu Geld. Im pluralistisch-positivistischen Ansatz wird 
„Versicherheitlichung“ vorrangig als ein Instrument zur Durchsetzung der 
propagierten Maßnahmen gesehen. „Versicherheitlichung“ ist ein Instrument 
der politischen Auseinandersetzung, mit dem das Ergreifen von besonders 
umfangreichen Maßnahmen als besonders dringlich dargestellt wird. Dass 
diese Maßnahmen anders als bei anderen Problemen also außergewöhnlich 
sind, wird als in der Natur der Sache liegend angesehen. 

Ein Beispiel: Als der Hauptautor des Human Development Reports des 
UN-Entwicklungsprogramms, Mahbub ul-Haq, 1993 den Begriff der mensch-
lichen Sicherheit (Human Security) erfand, ging es ihm vor allem darum, ei-
nen massiven Politikwechsel einzuleiten. Insbesondere wollte er erreichen, 
dass Entwicklungszusammenarbeit höhere Priorität bei den Ausgaben der rei-
chen Staaten erhalten sollte als die Ausgaben für Militär und Streitkräfte, die 
einem traditionellen Verständnis von Sicherheit entsprechen (ul-Haq 1994). 
Im Bereich der Umweltsicherheit geht es vor allem darum, Umwelt- und Kli-
maschutz mit Sicherheitsargumenten voran zu bringen (Brauch 2009). 

Dass gerade für das Thema Klimawandel die Darstellung als Sicherheits-
problem so große Bedeutung erlangt hat, dürfte nicht zuletzt mit dem Bemü-
hen von Umweltaktivisten aber auch der britischen Regierung zusammenhän-
gen, die US-amerikanische politische Führung unter Präsident George Bush 
junior unter Druck zu setzen. Allerdings war dies nur in geringem Maße er-
folgreich. Zwar folgte mit Obama ein deutlich stärker an Klimaschutz orien-
tierter Präsident, aber Präsident Obama musste wegen des noch nicht 
verabschiedeten Klimaschutzgesetzes mit leeren Händen zum Klimagipfel in 
Kopenhagen (Dezember 2009) reisen und trug dort nicht unwesentlich zum 
Scheitern des Gipfels bei. Gemessen an den Positionen vor dem Kopenhage-
ner Klimagipfel und den mageren, unverbindlichen Ergebnissen gibt es aber 
auch für Europa wenig Evidenz dafür, dass die Beschwörung des Klimawan-
dels als Sicherheitsbedrohung politisch mobilisierend gewirkt hätte. 

                                        
                                                              

                                                                        



Michael Brzoska / Angela Oels 

58 

Der instrumentelle Einsatz des Arguments „Klimawandel als Sicherheitsbe-
drohung“ für drastische Klimaschutzpolitik hat zumindest bislang nicht die 
von den damit operierenden Akteuren gewünschten Erfolge gezeitigt. 

Versicherheitlichung nach der Kopenhagener Schule: 
Versicherheitlichung ist gefährlich, weil sie politische 
Ausnahmezustände legitimiert 

Die Kopenhagener Schule glaubt nicht, dass es erstrebenswert ist, den Kli-
mawandel zur Sicherheitsbedrohung zu erheben, um drastische Klimapolitik 
durchzusetzen. Hier wird vor den hohen politischen Kosten eines solchen 
Vorgehens gewarnt und die Rückkehr zum „normalen“ politischen Prozess 
und zu demokratischen Verfahren angemahnt. Wird ein Thema dem „norma-
len“ politischen Prozess entzogen, so bezeichnen Ole Wæver (1995) und die 
Kopenhagener Schule (Buzan et al. 1998) dieses als „versicherheitlicht“. 
Normativer Kern dieses Ansatzes ist Kritik daran, wenn im Namen der „Si-
cherheit“ demokratische Verfahren außer Kraft gesetzt werden, die Rechts-
ordnung umgangen wird und außergewöhnliche Maßnahmen (wie Krieg) le-
gitimiert werden. Eine solche „Versicherheitlichung“ setzt zum einen voraus, 
dass politische Eliten in Sprechakten ein politisches Problem als existentielle 
Bedrohung darstellen, und zum anderen, dass diese Einschätzung von einem 
relevanten Publikum geteilt wird. Eine erfolgreiche „Versicherheitlichung“ 
verlangt hingegen erstens nicht, dass außergewöhnliche Maßnahmen tatsäch-
lich erfolgen, sondern lediglich, dass sie ergriffen werden könnten. Zweitens 
müssen die außergewöhnlichen Maßnahmen nach der Kopenhagener Schule 
nicht militärischer Natur sein – es könnte sich genauso gut um ein unter Um-
gehung der normalen Verfahren durchgepeitschtes Paket zur Bankenrettung 
handeln. Eine Analyse von Sprechakten im Rahmen der „Kopenhagener 
Schule“ liefert keine Antwort auf die Frage, ob das Ergreifen außergewöhnli-
cher Maßnahmen sachlich gerechtfertigt ist oder nicht. Das ist weder ihr An-
spruch noch mit ihrem Ansatz möglich. Sie verweist aber auf die Gefahr, dass 
diese Maßnahmen ohne Notwendigkeit getroffen werden. Deshalb plädiert 
Wæver (1995) für „desecuritization“, für die Rückführung von Problemen in 
den „normalen“ politischen Prozess der argumentativen Auseinandersetzung, 
im Inneren von Gesellschaften wie zwischen Staaten. 

Im Bereich des Klimawandels haben zum Beispiel Johannes Stripple 
(2002), Julia Trombetta (2008) und Angela Oels (2011) den Ansatz der Ko-
penhagener Schule zur Anwendung gebracht. Stripple hat frühzeitig aufge-
zeigt, dass es bei der Versicherheitlichung des Klimawandels keineswegs 
darum geht, das Klima zu „sichern“ (Stripple 2002: 116). Stattdessen argu-
mentiert Stripple: „Instead of securing climate stability the convention secures 
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that current economic practices should not be threatened by activities towards 
mitigation of climate change“ (ebd.: 120). Trombetta und Oels schauen sich 
insbesondere die Jahre 2003-2009 an und kommen zu dem Schluss, dass es 
zwar unzählige Sprechakte von politischen Eliten gibt, die den Klimawandel 
als Sicherheitsbedrohung darstellen, aber dass man vergeblich nach dem Um-
gehen demokratischer Verfahren und dem Aushebeln bestehender Gesetze 
(„außergewöhnliche Maßnahmen“) sucht. Auch für die große Mehrheit der 
Staaten, die für die Debatte im Sicherheitsrat plädierte, ist es wohl gegenwär-
tig schwer vorstellbar, außergewöhnliche Maßnahmen wie Sanktionen oder 
militärische Interventionen im Sicherheitsrat zu beschließen, wenn es um die 
Vermeidung des Klimawandels oder seiner Folgen geht. Trombetta und Oels 
kritisieren dabei den zu eng gesteckten Analyserahmen der Kopenhagener 
Schule, der nur außergewöhnliche Maßnahmen als Folge von Sprechakten in 
den Blick nimmt. Trombetta zeigt in ihrer Analyse der EU Klima- und Ener-
giepolitik, dass die Versicherheitlichung des Klimawandels auch mit einem 
gewandelten, nämlich erweiterten, präventiven Verständnis von Sicherheit 
einhergehen kann (Trombetta 2008: 598). Oels argumentiert, dass die Engfüh-
rung auf außergewöhnliche Maßnahmen andere (ggf. ebenfalls problemati-
sche) politische Implikationen zu Unrecht aus der Analyse verbannen würde 
(Oels 2011). Der unmodifizierte Ansatz der Kopenhagener Schule ist also für 
die Analyse der Klimapolitik wenig geeignet, weil er lediglich anzeigt, dass es 
keine außergewöhnlichen Maßnahmen im Feld der Klimapolitik gibt und da-
mit auch nichts zu kritisieren. Neuere Ansätze der Kopenhagener Schule be-
fassen sich daher genau mit der Frage, warum eine Versicherheitlichung in 
bestimmten Fällen fehlschlägt und ob sich „normale“ politische Maßnahmen 
als Folge der Politisierung durch Versicherheitlichung (Trombetta 2011: 142) 
beobachten lassen. 

Die Produktion des Klimawandels als „legitime Gefahr“ im Feld 
der Sicherheitsbürokraten: Es ist eine empirisch offene Frage, 
was die politischen Implikationen sind 

Die Pariser Schule der „Versicherheitlichung“ um Didier Bigo (2008a,b) ar-
gumentiert, dass es eine empirisch offene Frage ist, welche politischen Impli-
kationen die Rede vom Klimawandel als Sicherheitsproblem hat. Die Pariser 
Schule greift Foucault’s Gouvernementalitätsvorlesungen (Foucault 2004) 
auf, um einen Analyserahmen zu entwickeln. Foucault versteht Sicherheit als 
eine bestimmte Form des Regierbarmachens, nämlich als eine Form des Risi-
komanagements. Je nach Risikokonstruktion können dabei jedoch unter-
schiedliche Formen des Risikomanagements zum Einsatz kommen, mit 
jeweils anderen politischen Folgen. Hierbei stehen die Praktiken der 
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„Sicherheitsexperten“ (Militär, Polizei etc.) im Vordergrund, weniger die 
Sprechakte politischer Eliten. 

Wie an anderer Stelle ausgeführt (Oels 2012) war das Feld der Klimapo-
litik bislang von traditionellem wissenschaftlichem Risikomanagement ge-
kennzeichnet.  Diese Form des Risikomanagements zielt laut Foucault (2004) 
darauf ab, die für die Reproduktion und Produktivität einer Bevölkerung not-
wendige Zirkulation von Menschen und Dingen vor Störungen zu sichern. 
Dazu wird zwischen erwünschter und unerwünschter Zirkulation unterschie-
den, mit dem Ziel, die Zirkulation unerwünschter Elemente (z.B. Treibhaus-
gase) auf ein „tolerables“ Niveau zu senken. Die Wissenschaft spielt eine ent-
scheidende Rolle in der Identifizierung und Legitimierung eines „tolerablen“ 
Niveaus unerwünschter Elemente: so bezieht sich der rechtlich unverbindliche 
Copenhagen Accord vom Dezember 2009 beispielsweise explizit auf „die 
Wissenschaft“, wenn er das politische Ziel identifiziert, die Erhöhung der glo-
balen Durchschnittstemperatur bis 2100 unter 2 Grad zu halten und die Treib-
hausgasemissionen entsprechend zu reduzieren (wenngleich die Möglichkeit, 
eine „sichere“ Treibhausgaskonzentration zu identifizieren, wissenschaftlich 
umstritten ist). Nicht nur im Bereich der Mitigation, sondern auch im Bereich 
der Anpassung an die Folgen des Klimawandels findet sich vor allem (nicht 
ausschließlich) traditionelles wissenschaftliches Risikomanagement. So wer-
den die meisten Anpassungmaßnahmen passgenau auf wissenschaftlich be-
schriebene Klimaveränderungen hin konzipiert, wie beispielsweise der Ein-
satz von trockenheitsresistentem Saatgut in Regionen, für die mehr Dürren 
vorher gesagt werden. Darüber hinaus können in der Bevölkerung besonders 
gefährdete Gruppen („vulnerable groups“) identifiziert werden und Maßnah-
men zur Risikoreduktion können vor allem auf diese Gruppen konzentriert 
werden (z.B. Katastrophenschutz in Gebieten, wo extreme Wetterereignisse 
zunehmen werden). 

Die Rede vom Klimawandel als Sicherheitsbedrohung, die von 2003 an 
lauter wurde und 2007 ihren bisherigen Zenit erreichte, zeigt einen deutlichen 
Wandel im Risikomanagement des Klimawandels an (Oels 2012): Da seit 
dem IPCC Bericht von 2001 angenommen wird, dass der Klimawandel nicht 
mehr zu stoppen sei, bereitet sich die Politik – neben weiteren Verhandlungen 
über Mitigation und Adaptation – auf die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung in einer vom Klimawandel gebeutelten, um 4-6 °C 
Grad wärmeren Welt vor. Ziel der Regierungsrationalität ist es, zu verhindern, 
dass die vom Klimawandel am meisten bedrohten Bevölkerungen in den Ent-
wicklungsländern sich zu einer Gefahr für die Weltordnung, den Frieden und 
für die Industrieländer entwickeln. Das traditionelle wissenschaftliche Risi-
komanagement stößt hier an seine Grenzen, weil sich der gesellschaftliche 
Umgang mit den Folgen des Klimawandels nur sehr begrenzt vorhersagen 
lässt. Daher kommt nun ein Risikomanagement durch Kontingenz zum 
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Einsatz (Dillon 2008). Es werden flexible Handlungskapazitäten aufbaut, die 
für eine Vielzahl denkbarer Szenarien nützlich sein könnten. Auf diese Weise 
wird das Feld der Klimapolitik um neue Aufgabenbereiche erweitert, vor 
allem aus dem Feld der Sicherheitspolitik. Die Politik bereitet sich auf das 
Leben in einer +4-6 °C wärmeren Welt mit seinen nicht genau absehbaren 
Folgen vor. Um gewaltsame Konflikte um knappe Ressourcen und unkontrol-
lierte Massenmigration zu vermeiden, werden Maßnahmen der Verteidi-
gungspolitik, Migrationspolitik, Entwicklungspolitik und des Katastrophen-
schutzes in Vorbereitung gebracht. Das Feld der Sicherheitsexperten (Bigo 
2008b) versucht den Klimawandel als „legitime Gefahr“ darzustellen und in-
tegriert die Bearbeitung des Klimawandels in ihre alltäglichen Sicherheits-
Praktiken. Die Versicherheitlichung des Klimawandels lässt sich also – so 
zeigen diese empirisch weiter zu belegenden Überlegungen – eher als eine 
„Klimatisierung“ der Verteidigungspolitik, Migrationspolitik, Entwicklungs-
politik und des Katastrophenschutzes begreifen (Oels 2011, 2012). 

Im Bereich der Verteidigungspolitik sind die Briten ein Vorreiter, was die 
Integration des Klimawandels und seiner Sicherheitsimplikationen angeht. 
Die britischen Streitkräfte haben seit 2009 ein „Klimakonzept“ mit drei 
Schwerpunkten: Energieeffizienz in den Streitkräften, bessere Vorbereitung 
auf bewaffnete Einsätze in aller Welt, in denen der Klimawandel zu Staatszer-
fall und bewaffneten Auseinandersetzungen beitragen könnte, und Stärkung 
der Fähigkeiten zum Katastrophenschutz im eigenen Land. Bei den US-Streit-
kräften sieht die von der CNA (2007) gesetzte Agenda ähnlich aus. Kanada 
und andere Arktis-Staaten haben angekündigt, ihre militärische Präsenz in der 
Region zu erhöhen. Es ist also weniger eine Militarisierung der Klimapolitik 
zu beobachten als eine Umstrukturierung des Militärs im Hinblick auf einen 
eigenen Beitrag zum Klimaschutz und im Hinblick auf die Sicherung der glo-
balen Ordnung in Anbetracht der Folgen des Klimawandels. 

Im Feld der Entwicklungspolitik sind drei Entwicklungen von Interesse. 
Zum einen könnte sich durch die Konstruktion der Armen in den Entwick-
lungsländern als Gefahr für die nationale Sicherheit der westlichen Industrie-
länder eine Militarisierung der Entwicklungshilfe anbahnen, indem mehr Res-
sourcen dem Sicherheitsapparat und insbesondere dem Militär zugeführt 
werden (für die EU: Wagner 2008; für die USA: Hartmann 2010). So ist in 
den USA als Folge des Kriegs gegen den Terror der Anteil der Entwicklungs-
hilfe, der vom Pentagon ausgegeben wird, auf fast 22% angestiegen 
(Hartmann 2010: 240). Diese Entwicklung könnte vom Klimawandel ver-
stärkt werden. Andererseits kann es jedoch zugleich zu einer Entmilitarisie-
rung der Verteidigungspolitik kommen, weil zur Konfliktprävention eher 
zivile Operationen in Kooperation von Militärs und Entwicklungshelfern 
durchgeführt werden (ebd.). Drittens könnte es in der Entwicklungspolitik zu 
einer Prioritätenverschiebung kommen. Duffield und Waddel (2006) machen 
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darauf aufmerksam, dass der Krieg gegen den Terror in der Entwicklungspo-
litik der USA dazu geführt hat, dass Entwicklungshilfezahlungen in solche 
Regionen verschoben wurden, die aus Sicht der Terrorismusbekämpfung und 
-prävention, d.h. aus Gründen nationaler Sicherheit, eine besondere Priorität 
genießen. Der Klimawandel könnte nun eine neue Verschiebung der Ent-
wicklungshilfezahlungen in solche Regionen auslösen, denen durch den Kli-
mawandel eine Destabilisierung vorausgesagt wird, die sich zu einer Gefahr 
für die nationale Sicherheit der USA oder der EU entwickeln könnte (z.B. 
durch Massenmigration oder gewaltsamen Konflikt). 

Nicht nur Streitkräfte, auch zivile Katastrophenschutzexperten sehen mit 
dem Klimawandel zusätzliche Arbeit auf sich zukommen und strukturieren 
sich um. Die wachsende Bedeutung von Experten und Behörden aus dem Be-
reich des Katastrophenschutzes zeigt sich auch darin, dass der IPCC an einem 
Special Report mit dem Titel Managing the risks of extreme events and di-
sasters to advance climate change adaptation arbeitet, der 2011 vorgelegt 
werden soll (IPCC 2010). Dieser Bericht war von der UN International Stra-
tegy for Disaster Risk Reduction (ISDR) und der norwegischen Regierung 
initiiert worden. 

Der Bereich der Migrationspolitik ist zumindest in zweierlei Hinsicht ge-
fordert. Zum einen ruft die wissenschaftlich nicht gesicherte These von Mas-
senmigrationsströmen in die USA und nach Europa den Grenzschutz auf den 
Plan. Zwar besteht im Bereich der EU zum Beispiel noch kein politischer 
Konsens, Klimawandel als Ursache von Massenmigration aus Afrika nach 
Europa zu bezeichnen – die EU-Kommission ist im Herbst 2009 mit der 
Durchführung einer entsprechenden Untersuchung beauftragt worden. Aber 
der Ausbau von Frontex und die laufende Diskussion über eine stärkere Euro-
päisierung dieser Organisation, möglicherweise mit eigenen europäischen 
Grenztruppen, deutet zumindest an, wie wirkungsmächtig diese Argumenta-
tionsfigur werden könnte (Welzer 2008: 181-199). Andererseits formiert sich 
eine Community, um den Schutz der „klimawandel-induzierten Migranten“ zu 
organisieren. Nach anfänglichem Desinteresse bringen sich neuerdings auch 
die Internationale Organisation für Migration (IOM) und das UN Flüchtlings-
kommissariat (UNHCR) als geeignete Manager der „Klimamigranten“ ins 
Spiel und erhoffen sich somit in der weit zerfaserten Institutionenlandschaft 
zu Migration neue Aufgaben und neue Ressourcen. Die Cancun Agreements 
vom Dezember 2010 enthalten im Adaptation Framework einen Paragraphen 
14 (f), der es prinzipiell möglich macht, Gelder, die für Anpassung an den 
Klimawandel eingeworben wurden, für Projekte im Bereich der klimaindu-
zierten Migration zu verwenden. Dazu müsste dieses Element der Vereinba-
rung aber operationalisiert und mit Leben gefüllt werden. Die norwegische 
Regierung setzt sich dafür ein, Klimamigranten als Flüchtlinge vor Umwelt-
katastrophen temporär im Ausland zu dulden (Recht auf Nichtabschiebung) 
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und Flüchtlinge im Heimatland als internally displaced persons (IDP) vom 
UNHCR unterstützen zu lassen (The Nansen Conference 2011). Ein Flücht-
lingsstatus für klima-induzierte Migranten steht hingegen momentan nicht auf 
der politischen Agenda. 

Schluss und Ausblick 

Wir haben eingangs dargelegt, dass es wissenschaftlich umstritten ist, ob der 
Klimawandel eine Sicherheitsbedrohung darstellt und wenn ja für wen. 
Nichtsdestotrotz sind eine ganze Reihe politischer Aktivitäten entfaltet wor-
den. Während die Einschaltung des UN Sicherheitsrates auf starken politi-
schen Widerstand gestoßen ist, wurde in der UN Generalversammlung wei-
testgehend Einigkeit darüber hergestellt, dass der Klimawandel ein Problem 
menschlicher Verwundbarkeit darstellt und in Einzelfällen auch die Stabilität 
und nationale Sicherheit von Staaten bedroht. Welche Folgen hatte die Kon-
struktion des Klimawandels als Sicherheitsbedrohung in der wissenschaftli-
chen und politischen Arena? 

In diesem Beitrag zeigten wir erstens auf, dass die Hoffnung, über das 
Konzept der menschlichen Verwundbarkeit Aufmerksamkeit und Ressourcen 
für den Klimaschutz zu mobilisieren, sich nicht erfüllt hat. Weder Umwelt-
schützer noch Militärs haben bislang einen strategischen Vorteil durch die 
Beschwörung des Klimawandels als Sicherheitsbedrohung erzielen können. 
Zweitens haben wir gezeigt, dass keine außergewöhnlichen Maßnahmen im 
Klimaschutz ergriffen wurden, wie es die Kopenhagener Schule bei einer 
„Versicherheitlichung“ befürchtet. Es wurde keine drastische Klimaschutzre-
gulierung im Namen der Sicherheit durch die Parlamente gepeitscht. Wirkun-
gen der Rede vom Klimawandel als Sicherheitsproblem finden sich weniger 
im Feld der Klimapolitik als in anderen Politikfeldern. Daher haben wir drit-
tens anhand der Überlegungen der Pariser Schule zur Versicherheitlichung 
gezeigt, dass sich im Feld der Sicherheit Umstrukturierungen abzeichnen. 
Dazu zählt eine Vorbereitung der Streitkräfte auf eine steigende Zahl huma-
nitärer Einsätze nach extremen Wetterereignissen, der Ausbau des Katastro-
phenschutzes, insbesondere in den Entwicklungsländern, der Versuch einer 
Steuerung von Migrationsströmen sowie einer Ausrichtung der Entwick-
lungspolitik an den Zielen der Konfliktprävention. 

Die kritische und differenzierte Diskussion um Klimawandel als Faktor 
für Krieg und Frieden wird weitergehen – und muss weitergehen. Die wis-
senschaftliche Erforschung der These, dass Klimawandel Konflikte verschär-
fen oder auslösen könnte, hat gerade erst in größerem Maßstab begonnen. 
Dabei wird insbesondere zu prüfen sein, inwieweit die Auswirkungen des 
Klimawandels auf Konfliktkonstellationen von politischen Strukturen, 
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Interessengruppen und der Verteilung vorhandener Ressourcen bestimmt 
werden – und somit auch politisch „hausgemacht“ und beeinflussbar sind. 
Daran wird sich letztlich ermessen, in welcher Intensität und Form Klima-
wandel ein Problem für wessen Sicherheit ist. Letztendlich ist der Klimawan-
del nur ein weiterer Hinweis darauf, dass Konfliktprävention mit der Beendi-
gung von Armut, sozialer Ausgrenzung und großer sozialer Ungleichheit 
beginnen muss. 
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